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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Verplombung im Durchgangsverkehr von 
zivilen Gütern zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Berlin (West) 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Zielsetzung 

Es liegt im Interesse der Sicherheit des Durchgangsverkehrs 
von und nach Berlin (West), daß ein möglichst großer Teil der 
eingesetzten Transportmittel verplombt wird. Dadurch soll eine 
schnelle und reibungslose Durchfahrt durch das Gebiet der DDR 
sichergestellt werden. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht eine grundsätzliche Verplombungs- 
pf licht für im Durchgangsverkehr eingesetzte Transportmittel 
vor. Von der Verplombungspflicht sollen gewisse Ausnahmen 
zugelassen werden. Im übrigen enthält der Gesetzentwurf die 
erforderlichen Verfahrensvorschriften. 


C. Alternativen 

entfällt 


D. Kosten 

Die Durchführung der Regelung wird für den Bund Kosten ver- 
ursachen, da personelle und organisatorische Maßnahmen zur 
Durchführung des Verfahrens erforderlich sein werden. Die 
genaue Höhe der Kosten steht noch nicht fest. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonii; den 12. Januar 1972 

1/4 (11/2) — 350 14 — Ve 10/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Verplombung im Durchgangsver- 
kehr von zivilen Gütern zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Berlin (West) 

mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen. 

Der Bundesrat, dem die Vorlage am 9. Dezember 1971 als be- 
sonders eilbedürftig zugeleitet worden ist, hat in seiner 375. 
Sitzung am 17. Dezember 1971 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im übrigen erhebt der 
Bundesrat keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Scheel 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Verplombung im Durchgangsverkehr von zivilen 
Gütern zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Berlin 

(West) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Gütertransportmittel (Straßengüterfahrzeuge, 
Eisenbahngüterwagen, Binnenfrachtschiffe und Be- 
hälter), in denen zivile Güter im Durchgangsverkehr 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Ber- 
lin (West) befördert werden sollen, sind zu ver- 
plomben. Das gleiche gilt für leere Transportmittel, 
soweit nicht im Einzelfall im Verwaltungsweg Aus- 
nahmen zugelassen werden. 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 finden keine 
Anwendung auf Transportmittel, die 

1. nach ihrem Bautyp nicht oder nur unter unver- 
hältnismäßigem Aufwand verschlußsicher herge- 
richtet werden können; 

2. im Einzelfall Güter befördern, die sich nach ihrer 
Besdiaffenheit für einen Transport unter Ver- 
plombung nicht eignen; 

3. im Einzelfall offen fahren; beim Transport von 
Gütern gilt dies nur in Ausnahmefällen; 

4. im Schienenverkehr leer oder mit Beigleitperso- 
nal fahren. 

Transportmittelfahren offen im Sinne der Nummer 3, 
wenn ihre Ladefläche nicht allseitig umschlossen 
ist. 

(3) Gütertransportmittel, die Schrott im Durch- 
gangsverkehr befördern, sind stets zu verplomben. 

(4) Die Vorschriften über die zollsichere Herrich- 
tung von Transportmitteln sind entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 2 

(1) Wer im Durchgangsverkehr Güter befördert 
oder befördern läßt oder Transportmittel durchführt 
oder durchführen läßt, hat die Güter und Transport- 
mittel den zuständigen Zolldiensstellen vorzuführen 
und anzumelden. Die Güter hat er auf Verlangen 
auch darzulegen. 

(2) Transportmittel können einer Überholung, 
Güter einer Beschau unterworfen werden. 


§ 3 

Für die Durchführung dieses Gesetzes sind die 
Zollbehörden zuständig. 

§ 4 

Der für die Finanzen zuständige Bundesminister 
kann durch Rechts Verordnung das Verfahren bei der 
Erfassung und Behandlung des Durchgangsverkehrs 
näher regeln und für die Beteiligten die erforder- 
lichen Vorführungs-, Anmeldungs- und Darlegungs- 
pflichten im einzelnen festlegen. 

§ 5 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 2 Abs. 1 Güter oder Transportmittel 
nicht vorführt oder nicht, nicht vollständig oder 
unrichtig anmeldet oder darlegt; 

2. einer nach § 4 erlassenen Rechtsverordnung zu- 
widerhandelt, soweit sie für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten sind die Hauptzollämter. 


§ 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 


§ 7 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. § 4 

dieses Gesetzes tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Das Viermächte-Abkommen vom 3. September 1971 
hat es gemäß seiner Anlage I Nr. 2 a möglich ge- 
macht, daß für die Beförderung von zivilen Gütern 
im Durchgangsverkehr zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlin (West) vor der Abfahrt, d. h. 
in der Bundesrepublik oder in Berlin (West) ver- 
plombte Transportmittel benutzt werden können. Es 
liegt im Interesse der Sicherheit des Durchgangs- 
verkehrs, daß ein möglichst großer Teil der im 
Durchgangsverkehr eingesetzten Transportmittel 
verplombt wird. Dadurch wird auch eine schnelle 
und reibungslose Durchfahrt durch das Gebiet der 
DDR sichergestellt und Mißbrauch verhindert. Der 
Gesetzentwurf sieht daher eine grundsätzliche Ver- 
plombungspflicht sowie die erforderlichen Verfah- 
rensvorschriften vor. 


B. Im einzelnen 

Zu § 1 

Diese Bestimmung enthält den Grundsatz, daß im 
Transitverkehr eingesetzte Fahrzeuge zu verplom- 
ben sind. Das gilt auch für Leerfahrzeuge, deren Ver- 
plombung zur Sicherung eines reibungslosen Transits 
ebenfalls grundsätzlich erforderlich erscheint. Bei 
Leerfahrzeugen brauchen aber nicht stets Plomben 
angelegt zu werden, z. B. nicht an Leitungshähnen 
von leeren Tankfahrzeugen, da hier Mißbräuche 
praktisch ausgeschlossen sind. 

Der Entwurf sieht in seinem Absatz 2 eine Reihe von 
Ausnahmen von der Verplomb ungspf licht vor. Es 
gibt Fahrzeuge, die technisch so eingerichtet sind, 
daß ihre verschlußsichere Herrichtung nicht möglich 
ist, z. B. Tieflader, Transporter von PKWs oder Bin- 
nenschiffe, die keine Lukendeckel besitzen. Sie brau- 
chen im Durchgangsverkehr nicht verschlossen zu 
werden. Das gleiche gilt für Transportmittel, die nur 
mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand ver- 
schlußsicher hergerichtet werden könnten. Hier ist 
insbesondere gedacht an ältere Binnenschiffe, bei 
denen die verschlußsichere Herrichtung Kosten ver- 
ursachen würde, die außer Verhältnis zum Wert des 
Schiffes stünden; ferner an Kleintransporter auf der 
Straße, bei denen die verschlußsichere Herrichtung 
das Einsetzen von Trennwänden zwischen Fahrer- 
raum und Laderaum erfordern würde, was technisch 
schwierig und außerordentlich kostspielig wäre. Das 
verschlußsichere Herrichten von normalen Lastkraft- 
wagen dürfte dagegen keine unverhältnismäßigen 
Kosten verursachen. 

Eine weitere Ausnahme von der Verplombungs- 
pflicht ist für solche Transportmittel vorgesehen, die 
im Einzelfall Güter transportieren, welche für einen 


Verschluß ausscheiden, z. B, Transport von sperri- 
gen Gütern. 

Ferner ist ein Verschluß nach dem Entwurf nicht er- 
forderlich bei Transportmitteln, die im Einzelfall 
offen fahren. Was „offen" in diesem Sinne ist, ist 
im letzten Satz des Absatzes 2 näher definiert. Da- 
nach fahren Transportmittel offen, wenn ihre Lade- 
fläche nicht allseitig umschlossen, ihr Laderaum 
demnach einsehbar ist. Fahren solche Fahrzeuge leer, 
so kann von ihrer Verplombung abgesehen wer- 
den, da hier Mißbrauch naturgemäß nicht möglich 
ist. Bei offen fahrenden Transportmitteln, die Güter 
befördern, ist ein Überblick über die Ladung und 
die Ladefläche schwerer zu gewinnen; sie sollen da- 
her nur ausnahmsweise unverplombt fahren. 

Die letzte Ausnahme von der Verplombungspf licht 
betrifft den Schienenverkehr. Es liegt auf der Hand, 
daß mit Begleitpersonal besetzte Eisenbahnwaggons 
(z. B. Waggons, die Post mit Begleitpersonal beför- 
dern) nicht verschlossen werden können. Leere 
Eisenbahnwaggons zu verschließen, ist sehr arbeits- 
aufwendig und zur Sicherung des reibungslosen 
Transports der Waren durch die Deutsche Reichs- 
bahn nicht erforderlich. 

Besondere Probleme ergeben sich beim Transport 
von Schrott, da hier die Ladung besonders unüber- 
sichtlich ist. Der Entwurf sieht für solche Transporte 
ausnahmslos die Pflicht zur Verplombung vor, d. h. 
der Ausnahmekatalog des § 1 Abs. 2 des Entwurfes 
gilt insoweit nicht. Schrott wird in der Regel in Bin- 
nenschiffen befördert. Diese sind schon bisher im 
Regelfall im Durchgangsverkehr verplombt worden. 

Es ist selbstverständlich, daß zu verplombende 
Transportmittel auch verschlußsicher hergerichtet 
sein müssen, da andernfalls eine wirksame Verplom- 
bung unmöglich wäre. Der Entwurf sieht vor, daß 
die Vorschriften über die zollsichere Her rieh tung 
von Transportmitteln entsprechend anwendbar sind. 
Das ist in erster Linie § 18 des Zollgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mai 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 529) -, ferner gehören dazu 
die einschlägigen Bestimmungen des TIR-Überein- 
kommens (Bundesgesetzbl. 1961 II S. 649) mit den 
inzwischen eingetretenen Änderungen sowie die Be- 
stimmungen des Zollabkommens über Behälter (Bun- 
desgesetzbl. 1961 II S. 985). 


Zu § 2 

Die Sicherung und verwaltungsmäßige Durchführung 
des Durchgangsverkehrs erfordert, daß den Beteilig- 
ten gewisse Verpflichtungen auferlegt und den Zoll- 
behörden bestimmte Rechte eingeräumt werden. § 2 
des Entwurfs legt entsprechende Grundsätze fest. 
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Zu § 3 

Die Durchführung des Gesetzes soll den Zollbehör- 
den übertragen werden, die bisher schon für die 
Kontrolle des Berlinverkehrs zuständig waren. Auch 
gebietet die entsprechende Anwendung der Zollvor- 
schriften für die Verschlußsicherheit die Mitwirkung 
dieser Behörden. 

Zu § 4 

Die Einzelheiten des Verfahrens sollen durch Rechts- 
verordnung des für die Finanzen zuständigen Bun- 
desministers festgelegt werden. § 4 des Entwurfs 
sieht daher eine entsprechende Ermächtigung vor. 

Zu § 5 

Es ist notwendig, Sanktionen bei Zuwiderhandlun- 
gen gegen Pflichten vorzusehen, die durch das vor- 
geschlagene Gesetz oder durch eine gemäß § 4 des 
Gesetzentwurfs zu erlassende Verordnung festge- 
legt werden. 


Zu § 6 

Diese Bestimmung enthält die übliche Berlin- 
Klausel. 

Zu § 7 

Es ist notwendig, den Unternehmern, die Transport- 
mittel im Durchgangsverkehr einsetzen, eine ge- 
nügende Übergangszeit zu lassen, in der sie ihre 
Fahrzeuge verschlußsicher herrichten lassen können. 
Es ist daher vorgesehen, daß dieses Gesetz erst zu 
einem späteren Zeitpunkt in Kraft tritt, dessen ge- 
naue Bestimmung den Beratungen im Bundestag 
überlassen bleiben soll. Damit die erforderliche 
Rechtsverordnung rechtzeitig erlassen werden kann, 
soll aber die Verordnungsermächtigung des § 4 be- 
reits am Tage nach Verkündung des Gesetzes in 
Kraft treten. 

Die Durchführung des Gesetzes wird für den Bund 
Kosten verursachen, da zur Durchführung der Ver- 
plombungen und des damit zusammenhängenden 
Verfahrens personelle und organisatorische Maß- 
nahmen getroffen werden müssen. Die genaue Höhe 
der Kosten läßt sich noch nicht feststellen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

Zu § 4 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
sollten Zweck und Inhalt der Ermächtigung näher 
bestimmt werden. Dies erscheint insbesondere des- 
halb geboten, weil Zuwiderhandlungen gegen die 
auf § 4 des Entwurfs gestützte Rechtsverordnung in 
§ 5 Abs. 1 Nr. 2 mit Bußgeld bedroht werden. Da sich 
auch den übrigen Bestimmungen nicht entnehmen 
läßt, welchen unmittelbaren Zwecken die Anmel- 
dungs- und Darlegungspflichten dienen sollen, läßt 
sich das geschützte Rechtsgut aus § 4 nicht mit hin- 
reichender Sicherheit bestimmen. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Der vom Bundesrat beanstandete § 4 des Gesetzent- 
wurfs entspricht weitgehend den Ermächtigungen in 
§ 78 Abs. 1 Nr. 1 und 3 des Zollgesetzes, bei deren 
Anwendung sich bisher keine Schwierigkeiten er- 
geben haben. Die vorgesehene Ermächtigung be- 
schränkt sich ihrem Inhalt und Ausmaß nach auf die 
Durchführung der in § 2 des Gesetzes festgelegten 
Verfahrensgrundsätze und hält sich im Rahmen der 
bereits dort den Beteiligten auferlegten Pflichten. 
Der Zweck der Ermächtigung ist im Gesetz insofern 
bestimmt, als es sich um Maßnahmen handeln muß, 
die zur Regelung des Durchgangsverkehrs von und 
nach Berlin (West) erforderlich sind. Eine Ergänzung 
von § 4 des Gesetzentwurfs erscheint daher nicht 
erforderlich. 
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